
Basler Zeitung, 8.11.1977 

Werden Lehrlinge 
zu Schwerarbeitern? 

Manche Besufslehren sind den Sekundarschülern unzugänglich 
geworden. Zu dieser Feststellung sieht sich Gewerbeinspektor 
Hans Ftey im Verwaltungsbericht des Regierungsrates veranlasst. 
Gleichzeitig warnt der Vorsteher des Amts für Berufsberatung, - Klaus Wagner, vor *übertriebenen Selektionsmassnahmenm im 
Bereich der Berufsbildung. 

Von Jürg Meyer 
BimL Vicle Lehrlinge sind heute zu 
Schwernrbeitern geworden. Denn sie hd- 
Iwn einen grossen T ~ i l  ihrw Freizeit ein- 
/risetzen, um drm beschleiinlgíen Ausbll- 
iliingslempo folgcii 7u konnen. Mit diesen 
Worlen brachreibt Gewerbeinspektor 
Hans Ficy aui  Anfrage der Ba2 die Ent- 
wicklung im Bereich der Berufsbildung. 
l m  Laufe der vergangenen Jahre wurden 
mehrere Normallehrplane von Berufsleh- 
1c.n Uberarbeitet. Damit verbunden ist ei- 
ne Zunahme der Anforderungen, welche 
.in den einzelnen Lehrling gestellt wer- 
den. Die Berufsbildungschancen der Se- 
kundaisrhuler sind so eingeschränkt wor- 
dim. Gewerbeinspektor Hons Frey folgert 
un Verwaltungsbericht aus dieser Eut- 
wicklung: .<Noch stärker als vor wenigen 
Jdhrrn wird dahrr  die Weiche fur die Be- 
i ufaw.ihl und die spatere berufliche Beta- 

tlgUng schon nach dem 4. Primdrschul- 
Jahr gestelltn. 
Gesteigerte Anforderungen stellen heuie 
unior anderem die Lehren f u r  kaufmanni- 
sche Berufe, f ü r  Fernseh- und Radioelek- 
tiiker, Chemielaboranten. tur die ver- 
schiedenen Mechanikerberufe. Detailhan- 
delsangestellte, Elektrornonteure, Elektro- 
mechaniker usw. Solche Berufe sind heu- 
te kaum mehr auf direktem Wege Sekun- 
darschulern zugänglich. Diese können 
heute vor allem typische gewerbliche Be- 
rufe wie Schlosser, Schreiner, Maler, 
Maurer, Gärtner, Bäcker, Koch, Konditor. 
Metzger, Coiffeur. Verkäufer usw. wäh- 
len. Glücklicherweise hat es in diesen Be- 
rufen bisher einen Nachholbedarf an  
LehrIinperi #weben. So hat zurzeit das 
Baugewerbe troiz der Rezession noch ei- 
nen nirht vollstandig gedeckten Bedarf 
an Lehrlingen. Kaufmànnische Berufe 
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und die Laborantewusbtldung bleiben ei- 
nigen wenigen Sekundarschülern aller- 
dings auf Umwegen erreichbar. 
Handwerklich begabte, korperlich kràfti- 
ge Sekundarschuler ,$raucht diese Ent- 
wicklung nicht besonders zu angstigen. 
Sie kbnnen in den gewerblichen Berufs- 
lehren vollwertlge EntfaltungsmoglichkeI- 
ten finden. Wachsende Schwierigkeiten 
biete1 ihnen dabei 'der .  anspruchsvoller 
gewordene Berufss~ulunbrr icht .  Zu be- 
furchten bleibt jedoch, dass als Folge der 
ringeschidnklen Berufswahlmoglichkeiten 
die Zahl jener Jugendlichen wächst, fur 
die im besten Fall9 nur Verlegenheitslo- 
sungen gefunden werden können. Beson- 
ders fur schuiisch h h p r ä t b f ë  Mädchen 
ist die Lehratellenvennittlung schwierig 
geworden. 
Besorgniserregend Ist die Schrumpfung 
der Bemiswahlmoglichkeiten der Sekun- 
darschulen besonders irn Hinblick auf die 
spezifische Situation der kommenden 
Jahre. Nach Angaben des Bundesamtes 
für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) 
wurden im Jahre 1976 51875 neue 
Lehrverträge abgeschlossen (1975 52 779 
neue Lebverträge). Bis 1981 wird die 
Zahl der Jugendlichen, die jährlich neu 
in das Berufsleben treten,'noch zunehmqt, 
Als Folge dieser Entwicklung rechnet Na: 
tionalrat A. Müller-Manohl bis 1981 nit 
40 O00 fehlenden Lehrstellen (v Ba2 Nr. 
26.2 Seite Schweiz). Etwas opti $i istischer ' 

beurteilt das BIGA die unmittelbare Zu- 
kunft. Immerhin rechnet auch dieses bls 
1961 mit einem zuaätzüchen Bedari von 
13OOO bis 14000 Lebrstehn. Die ver- 
schárfte Selektion, das Wachstum der An- 
forderungen in einem grossen Teil der 
Berufslehren sowie die Auswirkungen all- 
fälliger Zulassungsbeschritnkungen an 
den Universitäten begründen die Wahr- 
scheinlichkeit, dass vor allem Sekundar- 
schuler von Lücken des Lehrsteiienange- 
bots betroffen werden. 
Wie ddS BIGA feststellt, absolvierten bis- 
her 70 Prozent aller Knaben und 37-38 
Prozent aller Mädchen eine BIGA-Lehre. 
Schätzungsweise 1û-15 Prozent aller Ju- 
gendlichen traten blsher, nach eher optimi- 
stischen Angaben des BIGA, ohne aner- 
kannten Berufsbildungsabschluss In das 
Berufsleben ein. 
Anzustreben bleibt, dass nach Möglichkeit 
jeder Jugendliche' eine Lehre oder eine 
welterfiihrende Schule besuchen kann. Es 
Ist zu befürchten, dass in den nächsten 
Jahren dieses Ziel noch weiter in die Fer- 
ne riickt. 
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D i e  Volkswirtschaft, H e f t  10/1977 
Oktober 1977 

Auswirkungen der Rezession auf die Ausländer 
Von der Eidgenössischen Konsultativkommission für das Ausländerproblern @KA) - Juli 1977 

1 Einleitung die Arbeitgeber, aber auch ohne Nichtverlängemg von Bewiiiigungm 

Zwischen Ende August 1973 und Ende August 1976 ist in der 
Schweiz die Zahl der Beschaftigten (Schweizer und Ausländer zu- 
sammen) um 340 ûûû zurückgegangen. Davon entfielen rund 228 O00 
auf Ausländer (vgl. Tabelle i). Der restliche Beschäftigungsrückgag 
hat sich neben den Ganzarbeitslosen (Ende Dezember i976 ca. 
17 ûûû l)  in erster Linie bei den in der Hochkodunktur beschäftigten 
Rentnern und Pensionierten, Teilzeitbeschaftigten, Heimarbeitern, 
sogenannten Zweitverdienern (verheirateten Frauen) wie auch in 
sozialer und gesundheitlicher Hinsicht benachteiligten Arbeits- 
kraften (Sozialfällen aller Art, Invaliden) ausgewirkt. Mitmberück- 
sichtigen sind zudem die verhältnismässig zahlreichen Fälle vorzeitiger 
Pensionierung. Die Zahl der auslandischen Arbeitnehmer ist stärker 
zurückgegangen als jene der schweizerischen Beschàïtigten I ,  Immerhin 
sind gelegentliche Meldungen aus dem In- und Ausland, die Schweiz 
habe das Beschaftigungsproblem allein auf Kosten der ausländischen 
Arbeitskrafte gelost, einseitig. 

Die auslandische Wohnbevolkerung war selbst in der ausge 
sprochenen Hochkonjunkturperiode Ende der 60er und anfangs 
der 70er Jahre - ohne behdrdliches Zutun - einer ziemlich hohen 
Rotation unterworfen. So uberstieg die durchschnittliche jährliche 
Rückwanderungsquote im Jahrfünft 1970-1974 80 ûûû, wovon etwa 
50 O00 erwerbstatige Jahresaufenthalter und Niedergelassene '. 
Schätzungsweise machte der Rotationssatz bei den Saisonarbeitern 
in den Jahren der Hochkonjunktur Ca. % aus. Ähnliche Verhältnis- 
zahlen dürften auch bei den Grenzgängern zutreffen. 

Aus diesen Angaben kann geschlossen werden, dass ein erheblicher 
Anteil der Rückwanderer nach wie vor ohne behördliche Veranlassung 
unser Land verlasst. Dies wird u.a. dadurch bestätigt, dass - abge  
sehen von den Saisonarbeitern und Grenzgangern - im Jahre 1976 
von den rund 58 o00 erwerbstatigen Ruckwanderern 22 500 (39%) 
die Niederlassungsbewilligung besassen, d.h. Ausländer, die auf dem 
Arbeitsmarkt den Schweizern gleichgestellt sind und somit einen 
besonderen arbeitsmarktlichen Schutz geniessen. Dieser Trend hielt 
im Frühjahr 1977 noch an '. Es scheint, dass die durch die Rezession 
hervorgerufene allgemeine Verunsicherung viele Ausländer - die 
mehrheitlich mit der Absicht eines vorübergehenden Aufenthaltes in 
die Schweiz eingereist sind ' - dazu bewogen hat, ihre immer wieder 
zurückgestellte Ruckwanderung (sog (( Dauerprovisorium ») ohne 
unmittelbare wirtschaftliche Zwangslage, also ohne Kündigung durch 

I i n  den ersten 5 Monaten dm Jahres 1977 variierte die AuslBndaquota zwischen 
21.6 und 23.5%. was ungdühr dem Anleil der Fremdarbeiter an der golamten 
Erwcrbibcvölkcrung der Schweiz entspricht. 

Ends Juli 1977 waren bei den Arbeitsimtern Insgesamt 8746 Ganzarbcitaloss ein- 
geschrieben geienLibar 20 917 p u  Ends Januar 1977. 

2 Vpl. Bundriamt fiir Induilrie. Gewerbe und Arbeif (BIGA). Entwicklung und 
Beschütlisung 1973.1976, tn Die Volkswirtschaft. Hciì Nr. 4/77. Soits 170. 

J Alladinpi war In der Hoehkaniunktur die RückwuidaunPsquote vor allem . .  
während du-crate" Aufcnthaltslahros gross. 

vaschArilen Einw~udmiapabertimmunpeli lopiishmcisc mrUcknohsn. 
DIO ibolu te  Zahl der freiwilligen Auirciien müsste snpaichtr der i e i t  1975 

~~ 

'Zivrrchcn Ende Ducmber 1976 und Ende April 1977 h a h a  etwas übor 8ooO 
eruirblälige Jahmrsuíonthalter (rd 1 3  O 0 0  in d a  plcichen Periods des Vorjahr-) 
und nahezu MHIO crwcrbstätips N i d a s l a s s e n e  (rd. 7000 in d a  gleichen Periode d u  
Vorjahr-) die Schweiz verlassen. Der Anteil der Niedergelssiencn an d a  Geruatzahl 
der eruirbstatipcn Ruckwanderer hat somit im FrUhjahr 1977sopar nosh zugenommen 
(c.. 42% gcgenukr 36% in d a  Verdeichspcriode 1976). 

3 Vd. Soziologisches Imtltut d a  Universität Zurich. Die politische Integration von 
ausländischen Arbeitnchmern. ZUrich 1976. Aus diwcr empirischen Studie geht hervor. 
dass ü k  die Hälfte der Iiiliencr ben der Einreise beabsichtipt. unser Land inncrt 
5 Jahren wieder zu VCII~JIS~. TiUBchlich hält rich. nach den Erhebungen der Eidp. 
Fremdenpalilci (FREPO). rund die Hülne aller Jshrosaufenthaltu nicht Unga  als 
5 Jahre in der Schweiz auf. Nur 6% reisen mil der Absicht dei dauernden Vableibn 
in d a  Schweiz ela. Nach einem Aufenthalt von mehr als fünflahrcn erhöht sich diese 
Quote auf rund 22%. 

zu vollziehen. 
Ferner ist bei der Beurteilung der Frage, wie weit Ausländer tat- 

sächlich wegen der Rezession zur Ausreise gezwungen sind, zu 
berücksichtigen. dass die schweizerische Wirtschaft bisher bestrebt 
war, insbesondere als koqiunkturbedingt erachtete Beschäftigungs- 
einbrüche teilweise durch Einführung von Kurzarbeit N uberbrücken, 
um möglichst viele Arbeitsplätze zu erhalten6. Schliesslich hat in 
den letzten Jahren eine stark zunehmende Zahl ausländischer Arbeit- 
nehmer von der Möglichkeit Gebrauch gunacht, sich gegen Arbeits- 
losigkeit zu versichern '. 

Im folgenden werden einige Hauptprobleme beleuchtet. mit denen 
die Ausländer infolge der Rezession konfrontiert sind. Diese Fragen 
bildeten Gegenstand eingehender Aussprachen mit Vertretern der 
wichtigsten Ausländervereinigungen in der Schweiz, mit den zu- 
ständigen Behörden sowie den im Dienste der Verbesserung der 
Beziehungen zwischen Schweizern und Ausländern tätigen Organisa- 
tionen, insbesondere den Arbeitsgemeinschaften für Ausländerfragen 
und Kontaktstellen für Schweizer und Ausländer. 

Der nachstehende Bericht bezweckt einerseits eine bessere Informa- 
tion der Offentlichkeit und namentlich der Ausländer sowie der im 
Bereich der Ausländerbetrcuung tatigen Institutionen und Einzcl- 
personen. Er richtet sich aber auch an die zuständigen Behorden und 
an alle interessierten Kreise mit dem Appell, durch eine individuellere 
Praxis und engem. Zusammenarbeit Hartefalle nach Moglichkeit zu 
vermeiden. 

2 Vorrang der Beschäftigung einheimischer Arbeitskräfte 

auf 
dem schweizerischen Arbeitsmarkt wird als Grundsatz von breitesten 
Kreisen bejaht. Er gilt übrigens auch in andern europaischen Landern, 
die Wanderarbeitnehmer beschäftigen. Seine Berechtigung wird in 
der Regel ebenfalls von den Regierungen der Auswanderungsländer 
anerkannt. 

Den einheimischen Arbeitnehmern - denen neben den Schweizern 
auch die Niedergelassenen g. Ehemänner von Schweizerbürgerinnen, 
ausländische Kinder von Schweizern oder Schweizerinnen, von der 
Eidg. Polizeiabteilung anerkannte Flüchtlinge und Staatenlose, 
liechtensteinische Staatsangehörige sowie in der Schweiz invalid 
gewordene Ausländer gleichgestellt sind lo - soll jedoch nur dann der 
Vorrang zukommen. wenn die Betreffenden für die N besetzende 
Stelle die erforderlichen Voraussetzungen erfüllen. Diese beziehen 
sich nicht nur auf die fachliche Seite, sondern der Bewerber muss 

Der (< prioritäre Schutz der einheimischen Arbeitnehmer n 

Im Dezember 1975 w m  136 661 Arbeitnehmer. wovon 27 505 koatrollpüichtigo 
Auilhder. von Kurrdrbait hotruifen. Im Dezember 1976 waren 26 190 (4147 kontroll- 
pñichtis Auslander) Arbciukrme tcilsrbcirslos. Im Juli 1977 reg~str~mc mail 4145 
Tsilarbeiuloac (wovon 752 kontrollpflishtige AuilBider). 

Vgl. in diuem Zu8immsnhmg auch Eidgenüsiirche Koniultativkommilaion IUr 
d u  Aurländatproblem @KA). Kurz-, mittel- und landrfristigc Auswirkungen der 
biuidmräilicbcn Aurländcmalittk. Ban. Juni 1976. 216. 3.1. . . .  

1 Vgl. EKA. Kun-. mittel- und langfristige Auswirkungen der bundur81lichen 
AusländapoIItik. Born. Juni 1976. Das am I .  April 1977 in Krdt getretene Venichc- 
nuiproblinitorium d l t  nrundsätzlich auch fur die Frcmdarbeita í vd .  216. 42). - -  _ -  . _  

8 Vgl. gememime Krsuachreibci d u  BIGA und &r PREP0 vom 19. D u c m b  
1974 und 30. April 1975 botre6cnd den Schutz der cmheimischcn Arbeitnehmer. 

9 D m m t  i iba  50% .Prothchu Fremdarbeiter (UM. Saisonarbstrer und Grenz- 



Schluss 

andere Mal eine FrcizQgigkeitspoiice bei einer Vcrsicheriingsgcscll- 
schaft oder cin Sperrkonto bei einer Bank errichtet wurde, und wandert 
er später aus. so wird er die Auszahlung seiner blockierten Austritts- 
guthaben aus fruheren Arbeitsverhaitnissen bei der betreffenden 
Versicherungsgesellschaft (Rückkaufswert der Versicherung) oder 
Bank (Sparguthaben) erwirken konnen. 

2672 Umfang der Freizügigkeitsieistug bzw. der Barauszahlung 
Der Umfang der Ansprüche hangt gemass Gesetz von der Zahl der 

Beitragsjahre des Versicherten in der Vorsorgeeinrichtung ab. Ver- 
schiedentlich stellen Reglemente auf die Dienstjahre ab. 

2673 Weniger ais fün f  Beitragsjahre 

Hat ein Arbeitnehmer während weniger als fünf Jahren Beitrage 
an die Personalvorsorge entrichtet, so hat er bei Dienstaustritt einen 
Anspruch in der Hohe seiner eigenen Beitrhge, wozu bei Spareinrich- 
tungen noch der Zins hinzukommt. Die Vorsorgecinrichtung ist 
allcrdings bercchtiyt. Risikonbzuge vorziinchmen, wcnn dcr Arbeit- 
nclinicr fur den Todci- 0 t h  Iiivaliditdtsfiill versiclicrt gewcscn ist. 

Hat dcr hrbcitnchnicr cincr Vorsorgccinrichtung angcliort. wclclic 
:iii\schlicsslich vom Ai beitgcber fin3nzicrt wird (sog patronalc Vor- 
borge). so hat er bei einem Dienstaustritt vor Ablauf von funf  Bcitiags- 

angemessenen Teil der Differenz zwischen dieser Summe und dem 
Deckungskapital der Versicherung umfasst. 

Der Arbeitnehmer hat auch dann Anspruch auf einen angemessenen 
Teil des Spar- b m .  Deckungskagitals, wenn seine Vorsorge wahrend 
funf oder mehr Jahren vercinbarungsgemass ausschliesslich vom 
Arbeitgeber finanziert wurde. ' 
2675 Mehr als dreissig Beitragsjahre 

Nach dreissig Beitrakjahren ist in allen Fallen dem austretenden 
Arbeitnehmer das gesimte Spar- bzw. Deckungskapital zur Verfugung 
N stellen. 

&e rechtsungleiche Behandlung zur Folge zwischen jcncii, die 
Anspruch auf eine B.irnusz;ililiing Iiabcii und jenen, dic keinen 
Anspruch geltend machcn konncn. Es hann nicht iiberaehcn wcri - - 
erbt nach funf Dienstjahren auch vom Arbeitgeber gcleistcte Ueitragc 
eiiischiiesst. 

3 Fazit 

i jrihren keine Anspruche auf irgendwelche Abfindungen. 

2674 Mehr als funf Beitragsjahre 
Tritt der Arbeitnehmer aus dem Unternehmen und damit aus d& 

Vorsorgeeinriclitung aus, nachdem er funf  oder mehr Beitragsjadie 
aufweist, so entspricht seine Forderiing bei Spareinrichtungen. ?Asser 
scincn cigcnen Beitragen, einem der Anzahl der Beitragsjahrv'ange- 
messenen Teil der Sparbeitragc des Arbeiigebers, jeweils samt Zins. 
Rei Versiclierungscinrichtiingcn erstreckt sich dcr Anspruch auf einen 
angemessenen Tei l  des Deckungskapitals der Vcrsichcrung,'lm Regle- 
ment von Versiclierungseinrichtungen wird die Freizugi~eitsleistung 
oft auch so umschrieben, dass sie nebst den eigenen Bditr'igen einen 

i /  dass der Anspruch des Arbeiinehmers bei Dienstaiiwitt, \iic erwdhm 

Zusammenfassend ergibt sich. dass die Ausiander in sozialvem 
cherungsrcchtiicher Hinsicht den Einheimischen heute wcitgehend 
gleichgestellt sind iind dass die Behorden bemulit sind, nllfiillige 
sachlich nicht begründete Unterscliicde auszumenen. 

Berner Nachrichten, 27.10.1977 

I Der Köder ist ein bescheidenes Handgeld von nicht einmal 5000 Franken 

I Frankreich will/seine Gastarbeiter nicht mehr 
Elnm Sturm der  und Ausland hat der Plan der französischen Regierung auigeltist, Gastarbel- 

Jahre In frankreich leben und ar- 
beiten. Ausserdem wurde ein auf 3 
Jahre belristetes Zuzugsverbot f u r  
r:imiliciidngehorige eingefùhrt. Aus- 
1;indcr sollen zunachst keine Ar- 
bcitsgenehmigung mehr erhalten. 

mllnmenrchllch~~ 
Jean Colpln, Sekretdr des Zentralko- 
mitees der Kommunlstlschen Parte1 
Frankreichs. bezeichnete die AUB~~II -  
derpolitik der Regierung in Paris als 
unmenschlich. Arbeltsminister Stole- 
ru. so Colpln. zögere nicht. die 
Gastarbeiter *auf skandaldae Weise 
zu erpressen.. Fremdenhass, Raasis- 

mus und Unterdrückung würden 
dadurch gefthdert. Auch die Regie- 
rungen von Spanien, Portugal, Al- 
gerlen und Marokko reaglerten be- 
troffen und veratändnlslos. Alle vier 
Lander fürchten negattve AUBWk- 
kungen auf den elgenen Arbelto- 
morkt. wenn Frankreich die Gastar- 
beitcr nach Hause nchickt. So rech- 
net man in Madrld zum Beispiel mlt 
der Helmkehr von etwa 8700 Spa- 
niern. 
Dle grllsseren franzkischen Ce- 
werkschelten laufen ebenfalls Sturm 
gegen dle Massnahmen, die sie als 
-rassistisch. bezeichnen und die völ- 
lig ungeeignet zur Ltisung des Ar- 
beitslosenproblems seien. Ausser- 
dem, so eagte ein Sprecher der 
Kommunlstischen CGT. stelle dus 
Postulat einen Angriff auf das in dcr 
Verfassung verankerte Recht auf 
Arbelt dar - nicht nur der Auslhn- 
der. sondern aller Menschen in 
Frnnkrclch. 

ufrolwllllg~ 
Die derart gescholtene Reglerung 
konterte mlt dem ausdrücklíchen 
Hinweis auf dle Freiwilligkeit des 
Projektes. *Wir zwingen niemanden 

zur Ruckkehrr. erklàrte ein Beam- 
ter. Auch bei den betroffenen Gast- 
arbeitern kam der Plan n k h t  gut an. 
Ein in Paris lebender Algerier sagte: 
&ollen die doch ihr Geld behalten 
Ich arbeite seit mehr als 15 Jahren 
in Frankreich.. Bisher haben nur 
einige tausend Fremdarbeiter von 
dem Gcldangcbot Gebrauch ge- 
mocht. Dle Regierung will nun in 
einer Informationskampagne mit 
Hilfe der Arbeltsämter weitere Aus- 
landcr zur Heimkehr bewegen. 
Seine Entscheldung. gegen die Zu- 
wanderung vorzugehen. verteidlgte 
Stoleru mit dem Hinweis auf die 
wachsende Zahl von Gastarbeitern 
in Frankreich: Waren es 1975 noch 
51 824.  so stieg die Zahl 1976 bereits 
auf 57 377. In der ersten Hälfte 
dieses Jahres seien mehr als 27 000 
gekommen Zurzeit sind mehr als 1.2 
Millionen Menschen in Frankreich 
ohne Stellung - ein Nachkriegsre- 
kord. Unter don Arbeitslosen sind 
etwa 100 O00 Gaotarbelier aus A h -  
ka, Spanien, Poriugal und anderen 
Nicht- EG-Ländern. Insgeaamt leben 
rund 4 Mllllonen Ausländer In 
Frankreich. 1.9 MiIllanen stehen in 
einem Arbeitaverhäitnla. der Rest 
sind Familienangehörige. 
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496000 
314000 

-182000 
-36.7% 

Entwicklung des Ausländerbestandes zwischen August 1973 und August 1976 
(runde Zahlen) 

553000 1049000 322000' 277000 599000 194000 104000 
654000 968000 196000 327000 523000 61 000 85000 

+IO1 000 - 81000 -126000 + 50000 - 76000 -133000 - 19000 
+i8,3% -7.7% -39.1% +18,1% -12,7% -68,6% -i8,3% 

Bestand per 31.8.73 . . . .  
Bestand per 3 I A76 . . . . . . . . .  
Veränderung Aug. 1973-Aug. 1976 

Abs. Zahlen ....... . . . . . .  
in Prozent . . . . . . . .  . .  

Audünderkif. 

Jahresaufenthalter . . . . . . . . .  
Niedergelassene . . . . . . . . . . . .  

J2\  

Total 

Diflcronr 1973-1976 

in % 

- 36,4 
575 o00 638 O00 655 000 655 000 + 80000 + 13.9 

1 053 000 1065 o00 1013 000 959 000 - 94000 - 8,9 

I 
1974 1975 1976 

Absolute Zahlen 

427 000 358 O00 304 000 -174000 ;I;o00 

Total 1 

3 f 4 t 5  

DiBercnr 1973-1976 

1975 1976 

- 3  AuillndarkiI. -'--------:_ 1973 1 1974 Absoluto Zahlen I i n %  

897 MM 
669 o00 

- 228 O00 
-25.4% 

. . . . . . . . . . . . . . . . .  Zusammen I 596000 

Saisonarbeiter . . . . . . . . . . . .  19 o00 
Grenzgänger . . . . . . . . .  98 000 

Total 713 000 

~~~ ~~ 

Quelle, Staiirtlacher Dienst der FREPO. 
2.T. rechnunplmblig ermittelt Der Anteil der Ewcrbstdtigen wrdc  iufprund von Erfahrunpszahlcn auf 50% der Toialzahl gc€Mtzl. 

553 000 516 000 - 80000 1 -13.4 

14 000 6000 6000 - 13000 -68,4 
103 O00 85 000 17 O00 - 21 000 -21,4 

711 000 644 000 599 000 -114 000 - 16.0 

594 000 

auch in personlicher Hinsicht Garantie frir eine zweckmássige 
Besetzung des in Frage kommenden Arbeitsplatzes bieten I .  

Einigkeit herrscht daruber. dass bei ähnlichen beruflichen und 
~ n e r s o n l i c h e n  Verhaltnissen eine bereits in der Schweiz rechtmässig 

anwesende stellensuchende kontrollpflichtige Arbeitskraft, unabhängig 
von ihrer Nationaliiat, gegenuber Neuzuzugern bevorzugt behandelt 
werden sollte. Dieser Grundsatz ist in der am i. November 1976 in 
Kraft getretenen Verordnung uber die Begrenzung der Zahl der 
erwerbstatigen Auslander ausdrucklich verankert *. 

Vermehrte Schwierigkeiten stellen sich bei Verlängerungsgesuchen. 

Eine Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung soll g~ndsätzlich nur 
dann verweigert werden, wenn ein einheimischer Arbeitnehmer 
(Schweizer oder Ausländer, der dem Schweizer hinsichtlich der 
arbcitsmarktlicben Vorschriften gleichgestellt ist) tatsächlich willens 
und fahig ist, die in Frage stehende Stelle zu bekleiden. Eine Differen- 
zierung der Entscheide nach auslandischen Nationalitaten darf 
prinzipiell nicht erfolgen. Ein ablehnender Entscheid muss von den 
Behorden jeweils begründet und mit der Rechtsmittelbelehrung 
versehen werden. Das Rekursverfahren bietet u.a. Gelegenheit, die 
Frage der Gleichwertigkeit der Arbeitskrafte zu überprüfen. 

1 Vgl Stcllunpnahmc d u  Bundesralu zur Interpellation Alder vom 2;. Januar 1975 
belreffcnd ausIBnd~he Arbeitnehmer (Kreischreiben BIGAIFREPO vom 19. menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten des Einzel- 
Dezember 1974) IOWC SiellunBnahme d w  Bundaraiu vom September 1975 NT falls angemessen Rechnung getragen wird. 
Breny vom I I .  Dezember 1974 (Schutz der rchweizcnuhcn Arbeilnchrncr). In der Frage des Widerrufs erteilter Bewilligungen haben die 

BehOrden beschlossen, es solle in Forîfuhrung der seit über i 5 Jahren Vgl. Art. 9 der Verordnung des Eid& VolkrwirischalIrdcpart~eniœ (EM>) vom 

Darüber "ordert die behordliche Sorgfaltspflicht' 

I ~ ~ ~ ~ ~ I I . ~ ~ ~ ~  Marihaler vom 2J ~~~~~b~ 1974 (Obcnmmdung) und zur ~~t~~~ 

20. Oktober 1976. 

Ausländische Wohnbevölkerung 
je  31. Dezember (runde Zahlen) 

Jahreraurenthalicr . . . . . . . . . . . . .  308 o00 275 OM, 226 o00 I89 000 -119000 - 38.6 
Niedergolassene I ... . . .  I 288000 I 319000 1 327000 I 327000 1 + 39000 I +13.5 1 

~~ 

Quellc Siatistiacher Dionit der FRBPO. 
I Dei Anteil der E r w e r b d i i g a  *.urde aufprund von E r f a b r ~ h l r n  auf 50% der Totiluhl psrshltzl. 
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Grenzgänger Sämtliche Erwerbsidtigc 

Veränderung des Bestandes an erwerbstätigen Ausländern zwischen August 1973 und August 1976 nach Kantonen und 
Aufenthaltskategoricn 

66325 
32 179 
10387 

783 
3400 

587 
604 

2516 
3608 
5481 

4 
Arburskantonc 

42837 57676 66283 124001 109 I20 27707 8060 2279 1404 153987 118 584 - 35403 -23,O 
17950 24366 28725 56545 46675 21 644 4996 2238 I532 80427 53203 - 27 224 -33.8 
6183 7527 8771 17914 14954 8812 2488 - - 26726 17442 - 9284 -34.7 
621 563 602 1346 I223 2 106 1331 - - 3452 2554 - 898 -26.0 

i 977 2530 2895 5930 4872 3 127 952 - - 9057 5824 - 3 233 -35.7 

2126 1381 - 745 -35.0 439 392 426 979 865 I147 516 - - 
337 513 564 1117 901 1433 594 - - 2550 1495 - 1 O55 -41.4 

1594 I470 1746 3986 3 340 1241 325 6 2 5233 3667 - 1566 -29,9 
2109 2713 3376 6321 5485 1937 736 - - 8258 6221 - 2037 -24.7 
3455 3274 4263 8 755 7 718 3648 347 - - 12403 8065 - 4338 -35.0 

Zürich . . . . . . . . .  

Uri . . . . . . . . . . . . . . .  
Schwyz . . . . . . . . . . . . . . . .  
Obwalden . .. 
Nidwaldcn . . . . . . . . . .  
Glarus . . . . . . . . . . . .  
Frciburg 

Solothurn . . . . . . . .  
Basel-Stadt . . . . . . . . . . . .  
Basel-Landschaft . 
Schañhausen ........... 
Appenzell A.-Rh. 

Appenzell LRh. ... 
St. Gallen . . . . . . . . . . . . .  
Graubhdcn . . 
Aargau . . . . . . . . . . . . . . .  
Thurgau . . .  

ZUE . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Waadt . . . . . . . . . . .  

Geni . . . . . . . . . . . . . . . .  

Total 

I I  650 
16682 
9767 
4604 
2360 

6200 8289 9664 19939 15 864 5276 802 520 412 25 735 17078 - 8657 -33,6 
11024 9827 12051 26509 23075 5536 I075 19199 16497 51244 40647 - 10597 -20,7 
5943 9771 11 988 19538 17931 5 155 1026 4531 3 535 29224 22492 - 6732 -23.0 
2571 3463 3879 8067 6450 1488 119 3061 2645 12616 9214 - 3402 -2kO 
1418 1478 I GI2 3 838 3030 958 336 42 32 4838 3 398 - I440 -' ' 

4uguIt August August August August Augiut August August Auguri AYWU.~ August Aupuri 
1973 I 1976 1 1973 I 1976 I 1973 1 1976 I 1973 1 1976 1 1973 I 1976 1 1973 I 1976 1 I % I 

423 
18828 
6726 
24668 
IO820 

15535 
29541 
7493 
9655 
27891 

I I I I I l I l I I I I ; I  

305 180 219 603 524 305 122 9 3 917 649 - 268 -29.1 
11225 14482 17021 33310 28246 9158 2471 5195 3897 47663 34614 - 13049 -27,4 
4486 4691 5629 11417 10115 16489 9975 1054 1068 28960 21158 - 7802 -26,9 
14160 19311 23245 43979 37405 10482 1946 3710 3499 58171 42850 - 15321 -26.3 
6254 8489 9639 19309 I5893 4289 1388 1501 1117 25099 18398 - 6701 -26.7 

9769 20650 25846 36185 35615 12600 6460 31533 26325 80318 68400 - 11918 -14.8 
18 108 30 132 36250 59673 54358 17 131 5 247 1651 1444 78455 61 049 - 17406 -22.2 
4380 4913 6292 12406 10672 18715 5525 2126 1114 33247 17311 - 15936 -47.9 
4962 10283 I l  467 19938 16429 3 297 270 2687 1468 25922 18 167 - 7755 -29.9 
17837 29585 34790 57476 52627 10085 3 591 23 231 19 190 90792 75408 - 15384 -16.9 

purllr: Statnsti%her Dicnst der FREMI 
I Wohntantoic: der Anisil dsr Erulcrbtütiocn wurde i d g r u n d  von Eríahrungsrahlen auf 50% der Toialzabl8mchBtzt. 

befolgten Praxis nach wie vor darauf verzichtet werden, Aufenthalts- 
bewilligungen mit einer Widerrufiklausel zu versehen, sofern der 
Ausländer nicht durch sein persönliches Verhalten hiezu selbst Anlass 
gibt. Denn es wäre im Hinblick auf die heutigen Auffassungen uber 
die den Auslandern zu gewihrende Rechtsstellung und aus menschlich- 
sozialen Uberlegungen nicht tragbar, einem auslandischen Arbeit- 
nehmer, zumal wenn er zusammen mit seiner Familie in der Schweiz 
wohnt, die Bewilligung zu entziehen und ihn zu verhalten, mit seinen 
Angehörigen unser Land innert weniger Wochen zu verlassen. Nach 
Auffassung des Eundesmies soll der Schutz der einheimischen Arbeii- 
nehmer derart gewährleistet werden, dass ausländischen Arbeits- 
kraften, die sich noch nicht funf Jahre in unserem Land aufhalten, 
dort, wo es der Arbeiismarkt erfordert, nur noch kurzfristige Aufent- 
haltsverlangerungen (sechs Monate statt ein Jahr) ausgestellt werden. 
Nach einem Aufenthalt von 5 Jahren soll die Aufenthaltsbewilligung 
grundsätzlich filr eine Dauer von 2 Jahren verlängert werden '. 

Der Grundsatz der vorrangigen Beschàftigung einheimischer 
Arbeitnehmer steht zwangslàufig in einem gewissen Zielkonfliki ZUT 

Forderung der gesellschaftlichen Eingliederung der Ausländer. Es 
gilt der Verunsicherung der Letztgenannten durch eine behordliche 
Praxis entgegenzuwirken, welche ihnen die Gewissheit gibt, dass jeder 
Einzelfall - namentlich bei Verlängerungsbegehren - sorgfaltig und 
auch unter Berücksichtigung der menschlichen Aspekte gepruft wird. 
Insbesondere sind arbeitslos gewordene kontrollpflichtige Auslànder 
während ihres Taggddanspniches von den Arbeitsämtern grund- 

1 Vgl. mikrondcre GsschUlsbericht d u  Buodssritu 1975. Kapitel h d ~ . J w t i z -  und 
POli~ldOparttment (EJPD). 2.1 Tod Bot. D ZIC V (S. 1191140) undBIOA/FREFU- 
Kraluehrolbn vom 19. Demmbcr 1974 und 30. April 1975. 

satzlich zu vermitteln. allerdings unter Berucksichtigung der prio- 
ritaren Beschäftigung einheimischer Arbeitnehmer *, 

Ganz allgemein ist festzuhaken, dass eine absolute Besc / io j~yu~i~s -  
sicherheif (Recht auf Arbeit) weder fur Schweizer noch für Auslander 
besteht. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, dass diese Sicherheit hei 
den Auslandern wesentlich vom Grad ihrer sprachlichen, benifli. 
und gesellschaftlichen Eingliederung abhangt. Des weitern spielt in 
dieser Beziehung die soziale. zwischenbediche und geographische 
Mobilität oft eine entscheidende Rolle'. Es liegt deshalb im Interesse 
namenilich der langer anwesenden Auslander, sich weiterhin um 
eine solche Eingliederung zu bemuhen. Von schweizerischer Seite sind 
diese Bestrebungeii nach wie vor ZU unterstützen '. 

- 

3 Beendigung einer begonnenen Lehre bzw. eines ange- 
faogenen Studiums durch ausländische Jugendliche bei 
Ausreise ihrer Eltern 

Im Bestreben, rezessionsbedingte Hartefalle zu vermeiden oder 
wenigstens zu lindern, hat dio FREPO im Einvernehmen mit dem 
BIGA den kantonalen Behörden empfohlen, auslandischen Jugend- 
lichen, deren Eltern die Schweiz zufolge des Beschaftigungseinbruches 
verlassen müssen, unter den üblichen Voraussetzungen die erforder- 

2 Gemhs Krriusbiben des BIGA und der FREPO vom 19. Dezember 1974 hat 
ein gegen Arbeiolorigkcit versicherter Jahrclaufcnthdter Anspruch auf Vermittlung 
C ~ C I  neucn A r b e ~ U p l a l ~ ~ ~ .  für  den ke im n rumutbare n einhcirnuchc Arbeitskraft zur 
Verfilgung steht. 

1 In bezug auf die geographische Mobilität diirfien die Auolhndcr gcgrnuhcr den 
Schweizern im Vorteil scin (gninprc dnliche Verwurzelunp). whhrend die zwischen- 
bmuRIchO Mobililit der Schweizer wcpen ihrcs durchschnittlich hdlicrcn Diidmg*- 
stander - wenn auch abgeachwachr durch das höhere Durchrchnitiiidltcr - grösser 
zu sein achsint. 

4 Vpl. EKA. K o n ~ t p i  zum Aurländcrproblem. Bern. Juli 19711Apnl I975 
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liche fremdenpolizeiliche Bewilligung zur Beendlgung der begonnenen 
Lehre bzw. des awefanfenen Studiums zu erteilen I. 

Die Vereinigung Pro Juventurc in Ziirich hat sich ihrerseits bereit 
erklärt, alleinstehenden ausländischen Jugendlichen im Bildungsalter 
die gleiche Befreuung und Berafung zuteil werden ZU lassen wie den 
jungen Auslandschweizern, die ihre Studien bnv. eine Lehre im 
Heimatland absolvieren ?. Allerdings kann die Sicherstellung der 
Ausbildungsfinaozierung grundsatzlich weder von den Schweizer 
Behorden noch von Pro Juventute ubernommen werden. AlIfallige 
finanzielle Schwierigkeiten waren u.U. im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen zur Forderung der beruflichen Ausbildung bnv. des 
Stipendienwesens (evtl. auch des Fürsorge Wesens I )  zu beheben. 

Diese Hilfestellung soll u.a. dazu dienen, eine allfällige spätere 
berufliche Eingliederung der Interessenten in ihrem Heimatland zu 
erleichtern. 

Ausländische Jugendliche, die sich im Rahmen der Familien- 
vereinigung rechtmässig in der Schweiz aufhalten. werden hinsichtlich 
der Absolvierung einer Lehre prinzipiell gleich behandelf wie ihre 
schweizerischen Berufskameraden. Der Lehrstellenmarkt benachteiligt 
unter den Verhältnissen der Rezession in erster Linie Repetenten der 
Primarschule und Schuler aus HiIfs- bzw. Sonderklassen. Unter 
'iesen befinden sich häufig Auslander mit mangelhrfien Sprachkennt- 

nissen. Im Sinne der Chancengleichheit sollten daher Massnahmen 
zur sprachlichen und schulischen Eingliederung der ausländischen 
Jugendlichen durch eine enge Zusammenarbeit aller interessierten 
Kreise gefördert werden. 

4 Die Stellung der Ausländer in der Arbeitslosenversiche- 
rung, in der öffentlichen Fürsorge sowie in der beruflichen 
Vorsorge 

41 Allgemeines 

Die zustbndigen Behorden sind bemüht, in der Schweiz mgelas- 
sene Ausländer in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht den 
Einheimischen mbglichst gleichzustellen und bei ihrer - z.B. 
rezessionsbedingten - Ausreise die envorbcnen Rechte bestmöglich 
zu wahren. 

42 Arbeitslosenversicherung 

Ursprünglich waren nur Ausländer mit Niederlassungsbewilligung 
.nd anerkannte Flüchtlinge ausreichend vermittlungsfahig und somit 
zum Beitritt in die Versicherung zugelassen. Mit zunehmender 
Lockerung der fremdenpolizeilichen Vorschnften wurde jedoch der 
Beitritt stufenweise erleichtert: 1967 konnten sich die Arbeitnehmer 
mit GanTjahresbewilligung aus allen westeuropäischen Staaten nach 
Sjährigem Aufenthalt versichern. Ab 1974 wurde der Beitritt sämt- 
lichen Ausländern mit Ganzjahresbewilligung nach zwei Jahren 
ermbglicht, 1975 bereits nach einem Jahr. Seit Eiofuhrung des bundes- 
rechtlichen Versicherungsobligatoriums vom 1. April i 977 wird jeder 
Arbeitnehmer, der in der Schweiz bei einem zur AHV abrechnungs- 
pflichtigen Arbeitgekr beschaftigt ist, von Gesetzes wegen und auto- 
matisch auch der ArbcitslosenversicheNng unterstellt. Bei Arbeits- 
losigkeit haben die Auslander wie die Schweizer Anspruch auf Lei- 
stungen, wenn sie die Anspruchsvoraussetzungen erfullen. d.h. ins- 
besondere in den vorausgegangenen 365 Tagen wahrend mind. 150 
Tagen eine beitragspflichtige BeschMtigung ais Arbeitnehmer aus- 

1 Vgl. KreWchrcibcn der FREPO an die Fremdenpolinibchörden der Kantone vom 
25. Oktober 1976 betrcfíend die bundtsrbtlichc Vcrordnunp vom 20. Oktober 1976 
Uber die Bcnrcnmns der Zihl der cruerbstätiseto Audäoder. 

Betreuunpgauche sind zu richten an' 
Pro Juvcntute. Abteilung Jumxüiche. Seefdditr. B. Postfach. 8022 Zurich. 
1 Vsl. ZiR. 43. 

Val. €KA. Zur Stellunp der Auildoder im System der sodilcn Sicherheit dsr 
Ssbweiz, Bein 1977. 

geübt haben '. Angesichts der Missbrauchsgefahr besteht auch wei- 
terhin keine Möglichkeit NT Ausrichtung einer Pawhalabfindung 
bei Ausreise vor Ausschöpfung des Versicherunpansprucha, handle 
es sich um einen Schweizer oder um einen Ausländer. Während der 
Dauer des Taggeldanspruches sind die kontrollpflichtigen Auslander, 
unter Vorbehalt der vorrangigen Beschäftigung der einheimischen 
Arbeitskräfte (vgl. Ziff. 2). durch die Arbeitsämter zu vermitteln. 

Crenzgünger erhalten Leistungen bei Teilarbeitslosigkeit. Das Pro- 
blem der Entschädigung von ganzarbeitslosen Grenzgängern soll auf 
bilateralem Weg geregelt werden '. 
43 Arbeitslosenhilfe und offentliche Fürsorge 

Die Frage der Unterstùhung von sogenannten ausgesteuerfen 
Arbeitslosen richtet sich nach den kantonalen Vorschriften. Das 
gleiche gilt ganz allgemein mit Bezug auf die Unterstutzung hiusbe- 
dürftiger Aus/Mder. Volkerrechtlich besteht für den Aufenthaltsstaat 
keine Verpflichtung ZUT Unterstützung von Auslandern, ausser 
wenn eine solche zwischenstaatlich vereinbart ist '. ober die solcher 
Art vertraglich geregelten Unterstutzungsverpflichtungen hinaus 
werden aber in der Praxis bei Vorliegen besonderer Verhältnisse, 
insbesondere aus humanitaren Gründen, Auslander - vor allem 
jene, die eng mit unserem Land verbunden sind oder deren Anwesen- 
heit als gefestigt erscheint -nach den fur Schweizer geltenden Grund- 
sätzen unterstutzt. Gemeinsam mit der Konferenz der kantonalen 
Fürsorgedirektoren richtete die EKA in diesem Sinne am 31. August 
1976 die Empfehlung an die in den Kantonen zuständigen Fürsorge- 
institutionen. Fälle von Ausländern, die infolge der Rezession in 
materielle Schwierigkeiten geraten, wohlwollend zu behandeln O. 

44 Berufliche Vorsorge ( a  zweite Säule n der Alters-, Hinterlas- 

Mit den revidierten arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Obliga- 
tionenrechtes (OR) aus dem Jahr 1972 wurde das FreizUgigkeils- 
Obligatorium bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses eingeführt 
(OR Art. 331 ti.). Danach steht dem ausscheidenden Arbeitnehmer 
gegenüber der Personalvorsorgeeinrichtung eine Forderung auf kunf- 
tige Vorsorgeleistungen zu, wobei die entsprechenden Kapitalien 
prinzipiell nicht in bar ausbezahlt werden dürfen. Dieses Barauszah- 
lungsverbot hat sich in der Praxis in gewissen Fallen und vor allem im 
Zusammenhang mit der zufolge der anhaltenden Rezession vermehr- 
ten Rückwanderung von ausländischen Arbeitskräften als unzweck- 
mässig erwiesen. Aufgrund der am i. Januar 1977 in Kraft getretenen 
neuen Gesetzesbestimmungen ' O  hat ein Arbeitnehmer Anspruch auf 
Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung, wenn er eindeutig den 
Beweis erbringt, dass er die Schweiz en&priltig verlassen hat oder 
verlässt. Dabei spielt der neue Bestimmungsort keine Rolle. 

Der Grundsatz der Barauszahlung beim endgultigen Verlassen der 
Schweiz soil auch in dem z.Zt. in der parlamentarischen Beratung 
stehenden Bundesgesefz über die berufliche Allers-. Hinferlmsenen- 
und Invalidemorsorge (BVG) 

senen- und Invalidenvorsorge) 

verankert werden la. 

5 Um dUNlipn Schwierigkeiten bei der Einftlhrunp d u  Venichcrunpobli~iorlum 
ab I .  Aun1 1977 eatncmnzuwzrkcn. haben rich die inlemlerten Sondoarmer im 
Einvanihmcn mit d& ;uathd im Bundubehbrden bereit erklärt. dm &t Anfa- 
1976 gchende EnUchBdigunguystem Cur S&mbeitcr. die a u  wirtrhafIïuhen 
Grunden vorzcitl~enilesan werden. ohne zutätzliche Riaazlelie Belmung der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer vorlüuhs bis 31. Dezsrnbcr 1917 wuterruíühren. 

6 I50 Tawldcr (180 Tagwlder TUr Venichcrtc. die dei 55. Alloniahr crrcehi habai). 
7 Vpl. dazu ".a. Stcllungmhma d e  Bundsrrite vom 24. A ~ g u l  1977 NT Elnïacha 

Anfrage Wyler bctrefíend die Arbatuloaoliversichcrung CU saimnubeiter und Grenz- 
plngcr. 

1 In diuem Sinnehit di Schweiz mit Frankreich und der Bundcsrepublik Dsuuch- 
lind Fürsoorplbkommwi abgeschlossen. Mit anderen St i i tu i .  ".a. ltaliss, Cktemicù. 
Portugal. wurden im Rahmen von Niederlissunpvcrträm und Gegenaltigkeitr- 
erklärungcn Untemdtmnpzusagen vereinbart. 

Vgl GauhbRibericht dea Bundearales 1976. Kapitel UPD 2. Teil Bit. A ZiR. II 
(S. 109). 

'OReviiion von Art. 331c Aba. 3 OR. 
I I  Val. BotrchsR d u  Buadarate an die B u n d e v e n d u n g  mm BVG rom 

1lVgi. d u  wellern EKA. Zur Stcllunp der Auilúnder im Sratm der aoddoii 
19. Dusmba 1975 (BEI 1976 I 149). 

Sichorhcit dol Schmiz, Bcrn 1971. 
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5 Auflösung von Mietverträgen infolge wirtschaftlich 
bedingten Verlustes des Arbeitsplatzes bzw. Verwei- 
gerung einer Aufenthaltsbewilligung 

Nach schweizerischer Lehre und Rechtsprechung gilt der Verlust 
des Arbeitsplatzes nicht als wichtiger Grund im Sinne von Art. 269 
OR / Ari. 4 Schweizerisches Zivilgesetzbuch (ZGB), welcher zur vor- 
zeitigen Kùndigung des Mietverhdltnisses berechtigen wurde. 

Die Frage einer vorzeitigen Kündigung eines Mietvertrages stellt 
sich kaum - oder doch bloss in entscharfter Form - bei der Miete 
von Einzelzimmern oder möblierten Wohnungen auf unbestimmte 
Zeit. Denn in diesen Fallen ist die ordentliche Kündigungsfrist gemass 
Art. 267 Abs. 2 Ziff. 2 OR kurz bemessen. Dagegen hat das Problem 
seine Bedeutung einerseits bei der Miete einer unmöblierten Wohnung 
auf unbestimmte Dauer und andererseits allgemein bei Mieren von 
Immobilien auf bestimmte Zeif.  Wer eine unmöblierte Wohnung auf 
unbestimmte Dauer gemietet hat, ist an die gesetzlichen Kundigungs- 
fristen und -termine gebunden. Nach Art. 267 Abs. 2 Ziff. 1 OR gelten 
ais gesetzliche Termine das ortsubliche Ziel, oder, wenn ein Orts- 
gebrauch nicht nachgewiesen werden kann, das Ende einer halbjähri- 
gen Mietdauer. jeweils mit 3monatiger Kundigungsfrist. 

Die geschilderte Rechtslage wirkt sich somit besonders ungunstig 
auf auslandische Familien aus, die sich im Anschluss an den Verlust 
des Arbeitsplatzes des Familienhauptes veranlasst sehen, die Schweiz 
zu verlassen. Die zusthndigen Bundesbehörden haben Ende 1975 
und anfangs 1976 ' die Arbeitgeber- und Hauseigentiimerverbände 
sowie die kantonalen Fremdenpolizeibehorden auf die Problematik 
aufmerksam gemacht mit der Bitte, bei wirtschaftlich bcdingten Ent- 
lassungen die Kündigungs- und gegebenenfalls die Ausreisefristen nach 
Möglichkeit so anzusetzen. dass eine rechtzeitige Auílösung des Miet- 
vertrages erfolgen kann. 

Nicht ZU ubersehen ist auch, dass eine grosse Zahl von Mietver- 
haltnissen auf dem Verhandiungswege im gegenseitigen Einverständ- 
nis vorzeitig aufgelöst werden. Das ist besonders bei den preisgünsti- 
gen Wohnungen in der Regel moglich, sind dafùr doch meistens 
gen0gend geeignete Anwärter vorhanden. W1ez.B. die Erfahrungen der 
Kommission zur Betreuung ausländischer Arbeitskràfte des Kantons 
Basel-Stadt belegen, vermag eine enge Zusammenarbeit aller interes- 
sierten Kreise - namentlich zwischen den Arbeitsgemeinschaften fur 
Auslanderfragen 3 und Hausbesitxrn - zu angemessenen Losungen 
konkreter Fälle beizutragen. 

6 Einhaltung von finanziellen Verpflichtungen, insbeson- 
dere von Abzahlungsgeschäften 

Wenn bei Mietverträgen eine Abstimmung der Kündigungsfristen 
auf jene des Arbeitsverhältnisses bzw. der Ausreise meistens noch 
möglich ist, scheint dies mit Bezug auf die Erledigung von Abzahíungs- 
gesch&lten und die Erfùllung von andern ähnlichen finanziellen Ver- 
ppichiungrn in der Regel nicht der Fall zu sein. Die entsprechenden 
Termine erstrecken sich nicht selten über Jahre, so dass ihnen bei der 
Auflösung einen'Arbeitsvertrages bzw. bei der Ansetzung einer Aus- 
reisefrist kaum Rechnung getragen werden kann. 

Es ist dringend erwünscht, dass die interesserten Betreuungsinsti- 
tutionen und vor allem auch die AuslYndervereinigungen ihre Lands- 
leute ganz allgemein auf die Nachteile und& Risiko von Abrahlungs- 
gcschäften aufmerksam machen und zu entsprechender Zurückhaltung 
auffordern '. 

I Krciishrcibsn d e  BIGA vom 22. Dezember 1975 i n  dlc Arbeitgeber- und Haur- 

2 Kmiwhrcikn der FREPO vom O. Januar 1976 an die Fremdcnvolucibchörden 

1 Solche Institutionen balehen derml in 14 Kantonen. 8 Siädien und 3 Rcbmnen. 
4 Elne cntipre=hrndc Empfehlung richtete der Schweizerische Gcwcrbeverbsnd um 

2. Mln 1977 i n  die kmtonala  Gcwerbevcrbändc sowtc an seme Mitylteder d u  

ctpcni(lmerrcrb8nds. 

der Kantone. 

Ctruppo Huirlcl. 

7 Begleichung von Steuerrechnungen 
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Der rezessionsbedingte Verlust des Arbeitsplatzes ist fur sich allein 
weder ein Grund für eine Änderung der Veranlagung noch für einen 
Steuererlass. Vorbehalten bleiben kantonale Regelungen, wonach bei 
längerem Unterbruch der Erwerbstätigkeit oder Verminderung des 
Einkommens aus andem Gründen eine Zwischenveranlagung (mit 
Gegenwartsbemessung) vorgenommen werden kann. Ein Erlass kann 
in Frage kommen, wenn sich die finanzielle Lage des Steuerpflichtigen 
wegen langerer Arbeitslodgkeit derart verschlechtert, dass der Bezug 
der Steuer eine erhebliche Harte bedeuten würde. 

72 Quellensteuerpflichtige 

Das Problem der Begleichung der Steuerrechnungen stellt sich f iu  
die kontroilppichtigen Auslander nur selten, da ihre Steuern in den 
meisten Kantonen an der bezogen, d.h. jeweils durch den 
Arbeitgeber zuhanden der vom Lohn abgezogen 
werden. 

73 Nicht-Quellensteuerpflichtige 5 

Die nicht-quellensteuerpflichtigen Auslander, also hauptsachlich 
solche mit Niederlassungsbewilligung, werden im gleichen Verfahren 
besteuert wie die Schweizer, d.h. aufgrund der sogenannten ordent- 
lichen Veranlagung, die das Ausfullen einer Steuererklarung voraus- 
setzt. Die Auslander sind wie die Einheimischen verpflichtet, ihre 
Steuerschulden fristgerecht zu bezahlen. Auslander. die die Schweiz 
verlassen ohne ihren fiskalischen Verpflichtungen nachzukommen, 
werden der FREPO gemeldet, die sie im Zentralen Auslandemgister 
als Steuerschuldner vermerkt. So kann bei Wiedereinreise gegen die 
Säumigen vorgegangen werden, auch wenn der Aufenthaltskanton 
gewechselt wird. Eine Verjihrung der Steuerforderungen tritt in der 
Regel nicht ein, da nach dem Wehrsteuerbeschluss und den Steuer- 
gesetzen der meisten Kantone die Verjahrung ruht, solange der 
Steuerpfichtige in der Schweiz nicht belangt werden kann. 

8 Wiedereinreise ausgereister ausländischer Arbeits- 
kräfte 

Infolge der Rezession sieht sich der Auslander vermehrt vor die 
Frage gestellt, ob er nicht bei einem Fehlschlagen der Arbeitssuche 
in der Heimat oder in einem Drittstaat die Moglichkeit einer Wii 
einreise in die Schweiz habe. 

Nach der geltenden Rechtsordnung wird der Aufenthalt unter- 
brochen. wenn sich der Ausländer abmeldet oder wenn er nach Ablauf 
seiner Aufenthaltsbewilligung uusrehf. Wàhrend der Gultigkeitsdauer 
der Aufenthaltsbewilligung lassen auf eine tatsachliche Aufgabe und 
damit auf eine Unterbrechung des Aufenthaltes schliessen: Die 
Auflosung des Arbeitsverhaltnisses, die Kundigung der Wohnung, 
der Antritt einer Stelle im Ausland usw. Schliesslich ist der Aufent. 
halt als unterbrochen zu betrachten, wenn der Auslander auch ohne 
die Absicht, seinen bisherigen Aufenthalt in der Schweiz aufzugeber 
(2.B. Weiterbestand des Arbeitsverhaltnisses. Beibehaltung dei 
Wohnung, Zurücklassung von Familienangehorigen usw.). sich in 
Rahmen einer gultigen Aufenthaltsbewilligung langer als Sech 
Monate ununterbrochen im Ausland aufgehalten hat. 

Die Bewilligung eines niedergelassenen Auslanders erlischt nacl 
Art. 9 Abs. 3 des Bundesgesetzes uber Aufenthalt und Niederlassun 
der Auslander (ANAG) u.a. durch Abmeldung oder wenn er sic 
während sechs Monaten tatsachlich im Ausland aufhalt. Stellt de 
Niedergelassene vor Ablauf dieser sechs Monate ein entsprechende 
Gesuch, so kann die Frist bis auf zwei Jahre verlangert werden. Eir 
Niederlassungsbewilligung bleibt im Falle eines Aufenthaltes ii 

3 Vol. ".I. Slellunmahmc d a  Bundesrates mrn 1 .  Juni 1977 zur Einfachen Anira 
lori Meta vom 24. M b z  1977 bctrcEcnd die Sicherurin d u  Stcuubuuscr. 
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Ausland von mehr als sechs Monaten indessen nur bestehen, wenn 
der Gcsuchsteller den Mittelpunkt seiner gesamten Lebensverhältnissc 
nach wie vor im Niederlassungskanton beibehält und wenn feststeht, 
dass er innerhalb der Frist von höchstens zwei Jahren wieder in die 
Schweiz zurückkehren wird. 

Ist eine Aufenthalts- oder eine Niederlassungsbewilligung im 
Einzelfall erloschen oder hat der Ausländer die Schweiz nach Ablauf 
seiner Anwesenheitsbewilligung verlassen, so ist der Aufenthalt unter- 
brochen, und eine allfällige Wiedereinreise muss als  Neueinreise 
tchandelt werden. Einem neuen Gesuch kann in diesem Fall nur 
entsprochen werden, wenn der Kanton bnv. das BIGA bereit ist, eine 
Einheit aus seinem Kontingent zur Verfügung zu stellen'. 

Die Frage des Unterbruchs des Aufenthalts ist im Zusammenhang 
mit der anhaltend ungunstigen Beschäftigunglage von besonderer 
Bedcurung. Oft geben sich die Auslander uher die Konsequenzen einer 
Abmeldung - die manchmal ohne Absicht der endgültigen Ausreise 
erfolgt, 2.B. zur Abklarung von Beschaftigungsrnbglichkeiten in der 
Heimat - zu wenig Rechenschaft. Es wäre deshalb erwunscht, wenn 
die Auslander uber diesen Problemkreis sachgerecht und kontinuier- 
lich informiert würden. Diese Offentlichkeitsarbeit obliegt, neben den 

/tiindigen Fremdenpolrzeibehorden, den Betreuungs- und Ein- 
,Iiederungsinstitutionen sowie den Ausländervereinigungen in der 
Schweiz. 

Der da und dort gestellten Forderung, den wegen Arbeitslosigkeit 
zuruckgewanderten Auslandern sollte bei Rekrutierung neuer 
Fremdarbeiter der Vorrang gewahrt werden, kann von den Behörden 
nicht entsprochen werden, da in unserem Land die Rekmtiemng 
einzig und allein Sache der Arbeitgeber ist. Die Möglichkeit der 
allfdligcn Wiedereinreise eines zurückgewanderten Auslanders dürfte 
iii erster Linie von seiner fachlichen und persönlichen Qualifikation 
abhangen. d.h. von der Art und Weise, wie er sich bei seinem frïiheren 
Aufenthalt bewdhrt hat. 

Der Vollständigkeit halber sei noch auf Ziff. iV/2 d e  Scbluss- 
protokolls zum italienisch-schweizerischen Abkommen über die 
Auswanderung italienischer Arbeitskrafte nach der Schweiz vom 
IO. August 1964 verwiesen l. Danach wird bei italienischen Arbeit- 
nehmern. die nach einem mehr als fünfiährigen Aufenthalt aus ausser- 
gewohnlichcn Grunden zur Ausreise gezwungen waren. im Falle ihrer 
Wwikreinreise binnen zwei Jahren der frühere Aufenthalt bei der 
Uercchnung der Fristen. die Anspruch auf die im Abkommen vor- 
gesehene Vorzugsbehandlung (Z.B. Niederlassungsbewilligung, Fami- 

-hzug) geben, mitberrlcksichtigî. 

9 Vorbereitung der Auslander auf ihre Wiedereinglit- 
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derung im Heimatland 

Wie in den einleitenden Ausíuhrungen envdhnt wurde, reist der 
ubenviegende Teil der Auslander mit der Absicht eines vorübergehenden 
Aufenrhdtes in der Schweiz ein. Dies trifft zweifellos frir alle Aus- 
Iandergruppen, mit Ausnahme der Fluchtlinge, zu. Mit zunehmender 
Aufcnthaltsdauer erhoht sich allerdings die Zahl der Zugewanderten, 
die sich dauernd in der Schweiz niederlassen mochten I .  Mehrheitlich 
bleibt aber der Wille :ur spúferen Heimkehr - zumindest bei der 
ersten Generation der Einwanderer, d.h. jener Ausländer, die als 
Erwachsene zum Stellenantritt oder im Rahmen der Familien- 
Vereinigung eingereist sind - erhalten. 

I AIIcriling< knnn Auilhndcrn. die die Schwcir vorilbarschcnd im Aunras ihror 
Arleiiscbcr ("81. Verordnung dea Bundairniu vom 20.10.1976 Art. 3 Abr. 1 Bii. a 
und b.cii,rdnung d a  WPD rom 20.10.1976 Ari 7) oder zur Abaalvicrung d u  MIII- 
~Ardienaiei lrgl. Verordnung dcs Bundesrats vom 20.10.1W6 Ari. 3 Abr. 1 Bu. h) 
vcrbsicn. unter batimmien V o r a w t r u n p n  dis WidermmetM ohne ImMpIIICh- 
nilhnic der Zulurunsikaniingcnlc hwi l l i y i  werden. 

A S  196J 399. 
J Vgl. Somlogiuhu I n m u t  dcr Univmiräi Zurich, Die wliriczha Inio~aiIon von 

aUs1ündiSChCn Arbriinehmcrn. Ziilich 1976. In d i a u  Studie wrdm lediglich ¡UllC- 
niichc Stiauinphönps berückikhtigt. Dia VcrhiliMiwch d a  *uiumdr uidrcr 
NaiIonaiiiUen dürtìo Ihnlich win. 

92 Spezifische Probleme der ersten Generation der Einwanderer 

Die Rückreise erfolgt in zahlreichen Fállen wahrend des ersten 
Aufenthaltsjahres (aus Resignation vor den Anpassungsschwierig- 
keiten) oder bei Emichung des Rentenalters bzw. eines vorgenom- 
menen Sparzieles. In diesen Fällen stellen sich in der Regel keine ailzu 
grossen Wiedereingliedeningsprobleme, zumal die betreffenden 
Auslander meistens mit ihrem Heimatland sprachlich, kulturell und 
politisch eng verbunden geblieben sind und sich die Ausreise geplant 
vollzieht. 

Auch jene Ausländer, die aus arbeitsmarktlichen Gründen die 
Schweiz für sie überraschend verlassen müssen, verfügen in der Regel 
über Beziehungen, die ihnen die Wiedcreingliedening im Herkunfts- 
land erleichtern. Doch stellen sich ihnen besondere Probleme '. 
Gegebenenfalls sollte die Ausreisefnst so angesetzt werden, dass der 
Ausländer nicht nur seinen in der Schweiz eingegangenen rechtlichen 
Verpiiichtungen nachkommen kann, sondern dass er sich auch eioiger- 
massen auf die im Herkunftsland herrschenden Verhaltnisse aus- 
richten kann (Umschau nach einem passenden Arbeitsplatz, Bereit- 
stellung angemessenen Wohnraumes usw.). 

Eine gezielte Informafion obliegt in erster Linie den Betreuungs- 
institutionen und den Ausländervereinigungn selbst. Die inte-rten 
Auslander sollten, vor allem jene mit Niederlassungsbewilliguag, auf 
die Notwendigkeit einer sorgfältigen Vorbereitung der Heimkehr 
sowie auf die zu erwartenden Wiederei~liedrrungsprobleme im 
Heimatland aufmerksam gemacht werden. Insbesondere nach einem 
Itbqerdauernden Auslandaufenthalt rnlissen sie sich darüber Rcchen- 
Schaft geben, dass die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ver- 
häiînisse des Heimatlandes und auch ihre angestammte Lebensweise 
sich Veranden haben. 

Neben diesen organisatorischen und aufkihnden Massnahmen 
kann die Wiedereingliederung M Heimatland wesentlich durch die 
Erwachsenenbildung (sprachliche und Allgemeinbildung) sowie 
durch die berufliche Aus- und Wei terb i ldw erleichtert werden. In 
dieser Beziehung kommt dem Besuch der sogenannten Frem&rbeiter- 
ausbiidungsstàtten eine besondere Bedeutung zu '. 

'Vgl. - Fslir Bernit. AL Fremde zurück in der H e b t .  m: Naue Zürcher 

- Felix Berner. Wiedcrsinglidcrung im H e r k ~ s l a n d  (Iinliuitrha 

- Paul L. Walser. Das Problem dcr Riickwandcmi (Erpebniue cinu 

- Paul L. Waiwr. Iialienischs Rückwanderer - verlaasen im e~nenen Land 

Zeitung, Zürich 0 . 9 .  November 1976; 

Musiaproparnm filr Ruckwandern). m .  NZZ 25. März 1977; 

Tngung In Urbino). in: ïagw-Anzeiger. Zürich. 27. April 1977; 

(Heimkehrende Gastarbeiter haben ed schwerer denn je). i t :  L w n u  
Ncwto  Nactuichten. Lurcrn. 13. Juni 1977; - Victor Willi. Nicht  all^ Rückwanderern p h i  a rhlssht -Dia  mshtcn 
Italicnor W~SIM sich rechi gui amupasson. m' ZLLic~-zOiiuop. Silla. 
16 Mai 19'11 . _. . . . . . . 

J Im Bereich der ErwachKiMobildunp sind in d u  Schweiz rPblm.5~ htituiionen 
tätig. 32 davon rind dsr Schwcu. Vuciniruris fUr Erwachsuicnbilduag. Oulikoner- 
Strasse 38. 8057 ZLirich. anmchloswi.  Elmondere Arutrrnpunyem ZUT sprachlichem 
Bildung awlbdirehu Erwschicniar w u d m  s e i t m  der u Univedit oumhc de 
Gm¿w », NO do Lyon 70. 1203 Oeuf, unfernommen. die ihrmeita Mitglied d u  Vcr- 
banda Schweiz. Volluhochrchuien, Lunmatquai 62, 8001 Zurich. MI. 
6 Zu erwdhnen rind in diwem Zwammenhsas folgende, h -hicdenen Kantonen 

wirkende Awbildunvzcntren. die in der Repel allen Auilãndsm. ohne Rückiicht auf 
h e n  Slaatuugchdrigkeit. und auch dan Einheimischen m&giich sind: 

Elldunprslcllei der imlienlrchen Arbeftcrbcwcgw 
~~ 

a) Enic Confederale Addwtramcnto Rofuwonale (ECAP). b-ch1-n der 
r o i i e l i < t i r s h - k o m m u i < t i ~ h ~  Gowerkschsfi Confederazione Generale Itslipos 
del Lavoro (CGIL). In dar Schweiz ieil 1970 tätig. Koordiaariontsiclle und ci-ea 
Ausbildun%szsnirum in ZbrichlNeu-Affoltun. Zweigniaderlissungen in Basal. 
Baden. Wlnlerihur und h U S M l i e .  Kuna werden in 13 Kantonen durchgeführt. 

b) Ente Nazionale ACLI Isiniuonc Professionale (ENAIP). Bcrufibildunvor-I- 
saiion d u  iislicniwhcn chrmi~chui Arbeiierbcwsmnu. In  der Schveiz sit 1963 
tätig. Koordinariomtcllc und m s n w  Aurbi ldunwnlrm in ZUrich. AL A u -  
kun~asrelleri dience dlc Llnlichei ACLI-Vercinc. Kunc w u d m  ia 6 Kantonen 
durcbsfohrt. 

e) Lstiiuto Addeairuncnto Lavoritori UAL). Anucschlo*sen dar chrhtltchen Gewerk- 
.chin  Confedcrsziono Ilaliina Sindacati Lavoratori (CISL). In der Schweiz seit 
i971 iütiy. KOordinaiionsstclls in ZUrich. Zwei~iederlusung in L-m. Kurre 
werden in 5 Kantonen durch~führi.  

Von IralienIrchen ArbcliskrcVtrn gegrhdrre Bildiuurrfellrn 
a1 Ccntro ttalo-Svinao DOI I'AddmtramOntO Profasionik <CISAPI. Zuum- 

menarbcii mit o m  &brcircrushen MeidIl- und UhronuboitncbmÜverband. 
CiegrJndei im Jahr0 1966. Bipena A u r b i i d u n v ~ i n i r n  ID Born. Z-ieder- 
lasrunaen in SKI. Laapnihsi und RUii12H. Kurao werden in 3 Kanionon durch- 
rrruhrt. 

b] Scuola Profwuonale Emi(pati (SPE). Gcpr(lode1 im Jibro 1974 von ehemaligen 
Schul- und Lehrern der BNALP. Eiprncr AubilduopusoiniminZUrlch. Kuno 
vordcn lobdich tn der Stad1 Zürich durebgdüim. 
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Allerdings sollten sich ruckwanderungsuillige AuslBnder dcr 
Tatsache beaussi sein. dd>s eine in der Schueiz erworbene Berufs- 
bildung nicht uiibcdingt auf die Bedurfnisse der Wirtschaft d a  
Herhunrtrldndes zugeshnitten ist und dass die Auslanderfahrung bei 
der Stellcnruchc im Iieimailand manchmal nicht die vom JktroKenen 
erhorten Vortcile verschafft. 

Die ab und zu in Kreisen der Auslandervereinigunpn erhobene 
Forderung auf Einfuhrung von Ruckuanderungspramien ist aus 
recliilichen sowie auch aus politischen Gründen (Gleichbehandlung 
von Schweizern und Ausldndern) nicht realisierbar. 

93 Spezifische Probleme der zweiten Generation der Einwan- 
derer (d.h. in der Schweiz Zeborener und/oder aufgewach- 
sener Auslander) 

Im Gegensatz zur ersten Generation haire die zweife Grneroiion der 
Lnnanderer in weir hoherem Masse die Möglichkeit, sich sozial. 
uirtschaftlich und kulturell einzugliedern. 

Diese Auslander reagieren auch im politischen Bereich ahnlich wie 
ihre einheimischen Altersgenossen und empfinden ihren Heimatstaat 
nicht selten als fremdes Land. Dieses Hineinnachsen in die scliwei- 
xrische Genierrirchafi ist in erster Linie auf die von unserem Land 
befolgte Schulpolitik zuruckzufuhren l .  

Die schulische Einsliederung der fremdsprachigen Kinder entspricht 
dem allgcmcin anerlannicn. im Ausland sowie fur die schweizerischen 
Binnenwanderer geltenden Territoriolprinzip. Sie drsngt sich aber 
auch im Blick auf die bcstmoglichc Forderung der Chancengleichheit 
der gesamten Bcvolkerung auf. Trotzdem soll auch die oiigesrammie 
Idenrird der Zugeuanderten und ihre besondere Bedeutung im 
Hinblick auf eine mogliche Rùchkehr ins Urspruiigsland nicht ver- 
naChldSSigt werden. 

Der teilueisen Losung dieses unvermeidlichen Zielkoaîlikta 
- der durch die Rezession eine Verscharfung erfahren har - dient 
der Unterricht in der heimatlichen Sprache und Kultur. der ent- 
sprechend dem envahnten Terntorialprinzip durch das von interes- 
sierten Lindern zur Vcrfugung gestellte Lehrpersonal erteilt wird 
(in der Regel 4 Unterrichtsstunden pro Woche). Von der EDK wurde 
den Kantonen nahegclegt, den Organisatoren dieses Unterrichts 
womoglich Mithilfe LU gewahren. Insbesondere sollten: 
- uochentlich mindestens 2 Zuwtzunterrichtssrunden innei halb 

der VolArschule ericilt werden, sei es im Bereich des obligatorischen 
Stundenplans, sei es auf der Oberstufe im Freifachbereich; 

cJ Scuoli Addcrirsmcnln R o ~ R s ~ o ~ ~  Emipraii in Svizzeri (SAPES). üadm. 
Fur den kinion AYrgaU. 

Komulortirhr LJildurwrrrllrr 
J C omiimio Conioldrr Profnrionilc liiliano (Co Co Ro.). Fur d m  Einnipbcmich 

dei  Ccncrallonrulïlcr Zurich. 
bl Comtiaio Conwidre Aisirimm i c h  linliani I C O A S  IT.). Barti. Fur die Kanione 

&<ri-\indi. B~sr l .L ind  und Soloihurn Eigrnn Aurbi;diingszcnrrum in E x d .  
cJ Ccniro Iiilidiu Formrzionr Ldiordiori (CIFLI. LiiIawLC Eigener A u i h d d u w  

i i n l r ~ n i  tn Liirsu Fur die hdnione Luiern. Obwildcn. Sid...ldcn und Un. 
di  Comiirio di A I I I S I C ~ Z A  agi, 1i.iliini (CO A S  IT.). Chur. Lipcnc~ Awbilduspr 

ienirum 8n Chur. Fur den h n i m  Cnauhundrn. 
c) Crniro di Addcrirrmrnio Rolnrionaic Iiilo-Svinero (CAPIS). Si. Gallen. 

Siprncr Auibildungsicmnim i n  Si. Gallen. Fw die Kanronc SI. Galla  und 
Thurgru. 

/ I  Comiiaio dh Asiirlenz~ Ilalimo. Sion. Fur den Kinion Wallis. 
Sporiurhr Dilúuncrrrcllrn 
Ccniror Erp-flolcr Promocim Prdcmnal  y S o c i A  dei Erniganlc. Zcnrmn in 

Dic F r u ~  der hrrullichen Aus- und Heiierbildunp der AwlPndcr ut demi t  
Bisr!. Zurich. hrien,. hlonircux. Wenrnr und Nyon. 

Gcprnriand r m r  Ablldrung im Schosse der E M .  
I \o1 ZiR 42 
2 Vel. Griindi.ii7r zur \chuhmg Jrr Girinrhriicrkindcr. rerabvhiedcr ron der 

Schwit L i i n L r e n z  der L.ini.in&n Lr2irliunc\Jirehi*iL.n Knh) am 2 \o\cmhcr 
1972 hiu I 4  \ci\enilrcr 1Y74 %.'ch Auilr*wnp der LDh 10IIcn dicrr Urutdsxze 
i r ~ i i  der r c r ~ n r l c i t e n  U mschdíhidb.  i*ciirrhin hunicqucni zur Anurndung pclin#cn 
Iöcrihlusi vom I 4  \iam 1071il. 

3 i r  scheint. d2.x dir r c i c ~ \ i n i i ' ~ ~ ~ i m ~ i ~  Ruchaandcrunp mei,lcns f.amilmueise 
c r L i I ~ l  und drw I r r  dic hinder LI'. C:hcrlriit m die Schule dc< NeimaitinJcr mil 
rrhcb'ishen Schniciigkriian icihunden 111. 

, ,. - den Abgangszeugnissen Auw$sC über den Besuch dieser Kurre 
beigelegt werden (im Hinblick sul die Anerkennung der Schul- 
zeugnisse im Heimatland). 

Darüber hinaus wurde den Kantonen empfohlen, den in absehbarer 
Zeit mit Sicherheit rückwandernden Kindern den Bpsuch von privutem 
Auslünderschulen (2.B. Missionsschulen) zu gestatten. 

Diese Rahmenemp/Ph/ungen lassen sich nicht in der ganzen Schweiz 
schematisch verwirklichen. Anzustreben sind praktisch und politisch 
realisierbare Lösungen. die den unterschiedlichen ortlichen Gegeben- 
heiten und insbesondere der Konzentration der einzelnen Ausländer- 
gnippcn bcsimbglich Rechnung tragen '. Von besonderer &deutun# 
ist in diesem Zusammenhang eine enge und loyale Zusammenarbeit 
aller interessierten Kreise (Lehrerschaft. Schulbehdrden. Eltern, 
konsularische Vertreter und Vertreter der Ausibderveirinigungen) '. 

10 Zusammenfassung 

Von dem wit 1974 anhaltenden Bcschäftigunpcinbruch sind ebenso 
Schweizer wie Auslander betroñen. wobei allerdings die Zahl der 
auslandischen Arbeitnehmer stärker zurückgegangen ist als jene der __ 
schweizerischen Enverbsiäiipn. Diese Entwicklung erklart sich 
einmal dadurch, dass nach einem international anerkannten Grund- 
satz die einheimischen Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt prinzipiell 
einen prioritaren Schutz geniesen. Zum andern verlassen viele 
Ausländer nach wie vor unser and Lohne behordliche Veranlassung. 

Nicht zu verkennen ist indessen, dass die Rezession besonders bei 
den Auslandem eine grosse Verunsichemng ausgelöst hat. die einem 
harmonischen Zusammenleben mit den Schweizern abtraglich ist. 
Dieser unbefriedigenden Situation sollte durch cine beswre Auf- 
klärung der Auslander über ihre Rechte und Pflichten einerseits und 
durch cine engere Zusammenarbeit aller interessierten Kreise anderer- 
seits entgegengewirkt werden. Härïefalle kònnen namentlich durch eine 
sorgfaltige Prüfung d a  Einzelfalls vermieden oder gelindert werden. 
Der vor allem aus staatspolitischen Ubcrlegungen notwendige 
(schrittweise) Auslanderabbau ist wenn immer moglich durch eine 
restriktiv und selektiv 6 gehandhabte Zulassungspraxis zu bewerk- 
sielligen. Volkswirtschaftlich wäre a unklug, durch gezielte Mass- 
nahmen (2.B. Einfuhrung von Rückwanderungspramien oder 
H'egaeisungsverfùgungen ohne penonenbezogene oder u irtscha ftliche 
Veranlassung) den Aunlànderabbau zu bcschleunigen. Andererseits 
ware es staatspolitisch undenkbar, die freiuillip Ruckwanderung - 
zu verhindern. Sicher gibt es weder ftir die Schueizer noch fur di 
Auslander eine absolute Sicherheit des Arbeitsplatzes. Die Gefahr 
einer Ianprdauernden Arbeitslosigkeit kann durch Weiterbildung 
und vor allem Aneignung ausreichender Sprachkenntnisse vermindert 
werden. Ein gutes Bildungsnivcau und Fremdsprachenkenntnisse sind 
auch im Falle der Ruckwanderung - die jeweils sehr sorgfdltig 
vorbereitet werden sollte - von Vorteil. Von Bedeutung ist auch der 
Wille, sich ndtigenfalls auf eine andere Tatigkeit umzustellen. zumal 
in den hommenden Jahren mir einer Beschleunigung der Umstruhturie- 
rung unserer Winschaft und daher mit einer erhohten Gefahr 
technologisch und strukturell bedingter Arbeitslosigkeit zu rechnen 
ist. 

3 Vpl E K A .  Die Forderung dei #ncllrchdilichm Emeliedcruag dcr Audindrr id 
dem Wege der Schulunp ihrer Kinder. Bern. N o m m k r  1976. 
6 Vgl Ari. I der bundcsräilichen icrorünung vom 20. Okiokr 1976 ubcr dio 

Begrcnmnp dcr Zahl der crwtrbilhlipn Auslrndrr. uonich die 0s Bcgrrniunpmass- 
nahmen inibnondcrc rufcirn audmir*e Lerbarcrunp der ArbciumirkuiiuAiu u d  


